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Auf die Kleine Anfrage beehre ich midi wie folgt zu antworten: 

I. 

Die Bundesregierung ist grundsätzlich bereit, die Vorschläge 
der Empfehlung Nr. 391 des Europarats für eine Rationalisie- 
rung und Koordinierung des europäischen Luftverkehrs zu un- 
terstützen. Die Empfehlung beruht auf einem Bericht des Eu- 
roparat- Abgeordneten A. Duynstee (Europarats-Doc. 1734), bei 
dessen Fertigung die Bundesregierung zusammen mit anderen 
Regierungen bereits über das Sekretariat der Europäischen 
Zivilluftfahrt-Konferenz (ECAC) durch Lieferung von Daten 
und sonstigen Angaben behilflich war. 

Die in der Empfehlung angeregten Maßnahmen sind zum großen 
Teil schon verwirklicht oder in Angriff genommen. Es erscheint 
nützlich, darauf hinzuweisen, daß bei aller Förderung des Luft- 
verkehrs durch die Regierungen in erster Linie die Luftver- 
kehrsgesellschaften für die beste wirtschaftliche Gestaltung ihres 
Verkehrszweiges verantwortlich sind. Die Einflußmöglichkeiten 
der Regierungen sind trotz mehr oder minder hoher Kapital- 
beteiligungen in den europäischen Ländern sehr verschieden. 
Darüber hinaus sind mit Rücksicht auf die weltweiten Ver- 
knüpfungen des Luftverkehrs auf Europa beschränkte Verbes- 
serungen und Bestrebungen nur bedingt erfolgversprechend. 
Im einzelnen ist zu den vom Europarat empfohlenen Schritten 
folgendes zu bemerken : 
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l.a) 

In Europa bestehen zwischen vielen Luftverkehrsgesellschaften 
Pools aller Art. Die Deutsche Lufthansa z. B. hat eine ganze 
Reihe derartiger Absprachen mit anderen Gesellschaften ge- 
troffen, um bestehende Linien ökonomisch bestmöglich zu nut- 
zen (so etwa mit Air France, SAS, Alitalia usw,). Angesichts 
des im Luftverkehr herrschenden Systems der Vergabe von 
Streckenrechten auf bilateraler Vertragsbasis ist es rechtlich 
allerdings nicht durchführbar, Streckenrechte eines Staates zur 
besseren Ausnutzung der Gesellschaft eines anderen Staates 
zur Verfügung zu stellen. Andererseits ist es gang und gäbe, 
daß in Form der ad-hoc- oder kurzfristigen Charter eine Ge- 
sellschaft sich die freie Platz- und Maschinenkapazität einer 
anderen Gesellschaft verfügbar macht. Für längerfristigen Ein- 
satz im Europaverkehr hat die Deutsche Lufthansa z. B. zur 
Zeit Flugzeuge der Finnair und der Air France vom Typ Ca- 
ravelle gechartert. Daneben wird im Einzelfall bei Überbela- 
stung einer bestimmten Linie eine Luftverkehrsgesellschaft in 
der Regel bemüht sein, wartende Passagiere m einer die 
gleiche Strecke befliegende Maschine eines anderen Unterneh- 
mens unterzubringen. In der Praxis ist also die vom Europa- 
rat gewünschte Zusammenarbeit der Gesellschaften schon viel- 
fach verwirklicht. 

Soweit die Staaten durch Liberalisierung der Flugrechte un- 
mittelbar zur Verbesserung der wirtschaftlichen Situation bei- 
tragen können, ist gerade die Bundesregierung in Europa ein 
wichtiger Vertreter einer freiheitlichen Luftverkehrspolitik. 
Es gibt kaum ein anderes Land auf diesem Kontinent, das 
gegenüber ausländischen Luftverkehrswünschen ähnlich aufge- 
schlossen ist. Doch sollte man hierbei nicht übersehen, daß 
die Bundesregierung bei aller Großzügigkeit die Interessen 
ihrer eigenen Gesellschaft nicht vernachlässigen darf. Bei der 
im Weltluftverkehr üblichen „praktischen Reziprozität" bedeutet 
das, daß die Bundesregierung bei der Vergabe von Rechten 
eine einigermaßen entsprechende Gegenleistung des Vertrags- 
partners zu Gunsten ihres nationalen Unternehmens fordern 
muß. Eine bedingungslose Liberalisierung müßte zu einer un- 
angemessenen Ausschöpfung des deutschen Marktes durch frem- 
de Unternehmen und damit zu einer existenzgefährdenden 
Beeinträchtigung der eigenen Gesellschaft führen. 

1. b) 

Wie bereits oben erwähnt, haben die Gesellschaften unterein- 
ander schon vielfach Absprachen über verschiedenartige Zu- 
sammenarbeitsformen getroffen. Die gegenseitige Wartung der 
Maschinen, Generalagenturverträge auf Gegenseitigkeit, ge- 
meinsame Verkaufsbüros usw. sind nicht nur zwischen euro- 
päischen Unternehmen, sondern auch im weltweiten Rahmen 
üblich. Die Bedürfnisse der Praxis bringen hier laufend wei- 
tere Fortschritte. 
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l.c) 

Die Bundesregierung unterstützt gerade im Hinblick auf den 
kommenden Überschallverkehr alle Bestrebungen einer wei- 
teren Verbesserung der europäischen Zusammenarbeit in der 
Luftfahrt. Als besonders erfolgversprechendes Projekt in dieser 
Richtung erscheint die AIR UNION (s. unten II). 

1. d) 

Der Uberschallverkehr ist voraussichtlich nicht vor 1970 zu er- 
warten. Seine wirtschaftlichen Auswirkungenlassensich jetzt noch 
nicht übersehen. Die Bundesregierung wird zu gegebener Zeit 
den im Rahmen der IATA weltweit auszuhandelnden Tarifen 
ihre besondere Aufmerksamkeit im Hinblick auf eine evtl. 
Differenzierung zuwenden. Diese Möglichkeit einer Anpassung 
an neue Umstände erscheint ohnehin naheliegend, da auch zu 
Beginn des "Jet-Zeitalters" mit differenzierten Tarifen der 
Übergang erleichtert wurde. 

Verbilligte Tarife für Nachlflüge versprechen in Europa zu- 
mindest zur Zeit keine wirtschaftlichen Vorteile. Erfahrungs- 
gemäß sind wegen der verhältnismäßig kurzen Flugzeit der 
meisten europäischen Verbindungen Nachtflüge mit den damit 
verbundenen ungünstigen Abflug- und Ankunftszeiten beim 
Publikum nicht beliebt. Auch preiswertere Tarife vermögen 
die faktischen Nachteile nicht auszugleichen. Bei Fernflügen 
ist andererseits der Nachtflug sehr attraktiv, da infolge des 
Zeitunterschiedes Abflug und Ankunft im allgemeinen günstig 
liegen. Hier wäre eine Verbilligung wirtschaftlich nicht an- 
gebracht. 

2 . 

Die ECAC arbeitet eng mit dem Europarat in Luftfahrtfragen 
zusammen. Die Empfehlung Nr. 391 steht auf der Tagesord- 
nung der nächsten Vollversammlung derECAC Mitte Juli 1964. 
Die deutsche Delegation wird alle Bestrebungen unterstützen, 
die einer Förderung des europäischen Luftverkehrs in den vom 
Europarat aufgezeigten Linien dienlich sind. 

3. 

Die Bundesregierung bezweifelt, ob es wirtschaftlich sinnvoll 
ist, auf die Festlegung der IATA-Tarife über ein Jahr hinzu- 
wirken. Normalerweise finden die Tarif-Konferenzen jährlich 
statt. Gerade in den letzen Jahren hat dieser Ablauf dem Pub- 
likum beträchtliche Vorteile gebracht, da fast jede Konferenz 
Tarifsenkungen vornahm (z. B. Einführung der Economy-Klasse, 
Verbilligung der Transatlantikflüge etc.). Längere Abstände 
würden solche Preisentwicklungen verzögern. Andererseits er- 
scheint es im Interesse des letzen Endes einspringenden Steu- 
erzahlers besser, bei schlechtem Geschäftsgang die Gesellschaften 
nicht länger als unumgänglich notwendig auf einem Verlust- 
Tarif festzuhalten. Jedenfalls hat sich das bisherige Tarif- 


3 



Drucksache 1V/2434 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Verfahren der IATA nach Ansicht der Bundesregierung zu- 
friedenstellend abgewickelt; ein wirtschaftlich zwingender An- 
laß für eine wesentliche Änderung ist zur Zeit nicht erkennbar. 


II. 

Unbeschadet der bereits vorhandenen und weiter auszubau- 
enden Zusammenarbeit auf Einzelgebieten des europäischen 
Luftverkehrs glaubt die Bundesregierung, daß das von ihr 
besonders unterstützte Projekt der AIR UNION zur Zeit am 
geeignetsten ist, um in den an der Gründung beteiligten eu- 
ropäischen Staaten (zur Zeit identisch mit EWG-Mitgliedem) 
zu einer Stärkung des ihrer Verantwortung unterstehenden 
Luftverkehrs zu kommen. Diese Assoziation eigener Art wird 
nicht nur fast alle die obenerwähnten Verpflichtungen der Mit- 
gliedgesellschaften wie Pools, Wartungsverträge, gemeinsame 
Verkaufsbüros usw. einschließen, sondern darüber hinaus die 
gesamte Verkehrsentwicklung in wirtschaftlich aussichtsreiche 
Bahnen lenken. Ohne hier auf die Einzelheiten der rechtlich 
und tatsächlich nach einem komplizierten System abgestimmten 
Vorschriften einzugehen, weist die Bundesregierung darauf hin, 
daß erfreulicherweise das Vertragswerk nach jahrelangen Vor- 
arbeiten gerade in den letzten Monaten so weit gediehen ist, 
daß sich seine endgültige Fertigstellung in Kürze abzeichnet. 
Mit diesen Bemerkungen glaubt die Bundesregierung dem in 
der Empfehlung Nr. 391 angeregten Ziele in bestmöglichem 
Maße gerecht zu werden. 


Seebohm 



